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AsylG 2005 §10 Abs2

AsylG 2005 810 Abs5

EMRK Art8

. AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

—_

SO 0 e N o AW

-
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AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
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AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. DIEHSBACHER als Vorsitzenden und den Richter Dr. BRACHER als
Beisitzer Uber die Beschwerde der XXXX, StA. Libanon, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 30.09.2011, FZ.
11 10.768-BAE, nach Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung am 07.11.2012 zu Recht erkannt:Der
Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. DIEHSBACHER als Vorsitzenden und den Richter Dr. BRACHER als Beisitzer
Uber die Beschwerde der rémisch 40, StA. Libanon, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 30.09.2011, FZ. 11
10.768-BAE, nach Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung am 07.11.2012 zu Recht erkannt:

Der Beschwerde gegen Spruchpunkt Ill. des bekampften Bescheids wird stattgegeben und festgestellt, dass die
Ausweisung von XXXX aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in den Libanon gemal3 § 10 Abs. 2 Z 2 und Abs 5 AsylG
2005 auf Dauer unzuldssig ist.Der Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch drei. des bekdmpften Bescheids wird
stattgegeben und festgestellt, dass die Ausweisung von romisch 40 aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet in den

Libanon gemaR Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2 und Absatz 5, AsylG 2005 auf Dauer unzuldssig ist.
Text

Entscheidungsgrinde:

|. VERFAHRENSGANG UND SACHVERHALT:romisch eins. VERFAHRENSGANG UND SACHVERHALT:

1. Der minderjahrige Beschwerdefiihrer (im Folgenden kurz: "BF"), ein Staatsangehdriger des Libanon und Angehoriger
der arabischen Volksgruppe, wurde in Osterreich geboren. Seine Eltern und Geschwister waren bereits am 01.12.2006
auf dem Luftweg in das Osterreichische Bundesgebiet eingereist und hatten Antrége auf internationalen Schutz
gestellt. Mit Bescheid des BAA vom 30.09.2011 wurde sein Asylantrag gemafl3 88 3 Abs 1, 8 Abs. 1 Z1und 10 Abs 1 Z 2
AsylG 2005 abgewiesen und wurde der BF aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in den Libanon ausgewiesen. Gegen
diesen Bescheid erhob der BF fristgerecht Beschwerde.1. Der minderjahrige Beschwerdefiihrer (im Folgenden kurz:
"BF"), ein Staatsangehériger des Libanon und Angehériger der arabischen Volksgruppe, wurde in Osterreich geboren.
Seine Eltern und Geschwister waren bereits am 01.12.2006 auf dem Luftweg in das Osterreichische Bundesgebiet
eingereist und hatten Antrage auf internationalen Schutz gestellt. Mit Bescheid des BAA vom 30.09.2011 wurde sein
Asylantrag gemald Paragraphen 3, Absatz eins, 8, Absatz eins, Ziffer eins und 10 Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005
abgewiesen und wurde der BF aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet in den Libanon ausgewiesen. Gegen diesen
Bescheid erhob der BF fristgerecht Beschwerde.

2. Am 25.10.2012 fuhrte der AsylGH in der Sache des BF sowie seiner Eltern und Geschwister eine
Beschwerdeverhandlung durch.

In der Beschwerdeverhandlung zog der BF seine Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkte I. und Il. des bekampften
Bescheids zuruick.In der Beschwerdeverhandlung zog der BF seine Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkte romisch
eins. und romisch zwei. des bekampften Bescheids zurtick.

3. Mit Erkenntnissen des AsylGH vom heutigen Tage erklarte der AsylGH die Ausweisung der Mutter (E8 309.586) und
des Vaters (E8 309.582) des BF sowie seiner Geschwister aus dem o6sterreichischen Bundesgebiet in den Libanon fur

auf Dauer unzulassig.

Il. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:rémisch zwei. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:
1. Zur Person des BF werden folgende Feststellungen getroffen:

Der BF ist Staatsangehdriger des Libanon.

Im Dezember 2006 reisten seine Eltern und Geschwister in das 6sterreichische Bundesgebiet ein und wurde der BF im
XXXX in Osterreich geboren.Im Dezember 2006 reisten seine Eltern und Geschwister in das 6sterreichische
Bundesgebiet ein und wurde der BF im rémisch 40 in Osterreich geboren.

2. Beweiswurdigung:
Die obigen Feststellungen beruhen auf dem Asylakt des BF.
Il. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:rémisch zwei. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN:

1. Mit der Zurtickziehung der Beschwerde gegen die Spruchpunkte I. und Il. des bekampften Bescheids wurden diese
rechtskraftig.1. Mit der Zurtickziehung der Beschwerde gegen die Spruchpunkte rémisch eins. und rémisch zwei. des

bekampften Bescheids wurden diese rechtskraftig.



2. GemalR8 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein Fall
der 88 8 Abs 3a oder 9 Abs 2 vorliegt.2. Gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 ist eine Entscheidung
nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar

Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt.

Nach Abs. 2 leg. cit. sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzuldssig, wenrNach Absatz 2, leg. cit. sind Ausweisungen nach

Absatz eins, unzuldssig, wenn

e Strichaufzahlung

dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

e Strichaufzahlung
diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirde. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigendiese eine

Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirde. Dabei sind insbesondere zu berticksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

Nach Abs. 3 leg. cit. ist dann, wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers
liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, gleichzeitig mit der
Ausweisung auszusprechen, dass die Durchfihrung fir die notwendige Zeit aufzuschieben ist.Nach Absatz 3, leg. cit.
ist dann, wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine
Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, gleichzeitig mit der Ausweisung

auszusprechen, dass die Durchfihrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben ist.

Nach Abs. 4 dieser Bestimmung gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gem. Abs. 1 Z 1 verbunden ist, stets
auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung in den betreffenden
Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.Nach Absatz 4, dieser
Bestimmung gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gem. Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, stets auch
als Feststellung der Zulassigkeit der Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat.

Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.

Nach Abs. 5 dieser Bestimmung ist Uber die Zuladssigkeit der Ausweisung jedenfalls begrindet, insbesondere im
Hinblick darauf, ob diese gemaR 8 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger
oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88
45 und 48 oder 8§ 51 ff NAG) verfugen, unzuldssig ware.Nach Absatz 5, dieser Bestimmung ist Uber die Zulassigkeit der
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Ausweisung jedenfalls begrindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2,
auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die
ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstéanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht
blofl3 vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat-
und Familienlebens im Hinblick auf 6sterreichische Staatsbiirger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches
Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG)

verflgen, unzulassig ware.

Nach Abs 6 dieser Bestimmung bleiben Ausweisungen nach Abs 1 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden
aufrecht.Nach Absatz 6, dieser Bestimmung bleiben Ausweisungen nach Absatz eins, binnen 18 Monaten ab einer
Ausreise des Fremden aufrecht.

Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Rickkehrentscheidung nach dem Fremdenpolizeigesetz
2005 (FPG), BGBI. I Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist fir die
freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rickkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer
zurlickweisenden Entscheidung gemal3 § 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines
Verfahrens gemaR § 38 durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen (Abs 7 dieser
Bestimmung).Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von
14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist fir die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
Ruckkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005
oder Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemafd Paragraph 38,
durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen (Absatz 7, dieser Bestimmung).

Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und
gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehdrde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf
mogliche fremdenpolizeiliche MaRnahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (§ 46 FPG) hinzuweisen (Abs 8
dieser Bestimmung).Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder
fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verldangerung der Frist fur die
freiwillige Ausreise bei der ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehdrde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren,
insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf mdgliche fremdenpolizeiliche MaRBnahmen zur Durchsetzung der
Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG) hinzuweisen (Absatz 8, dieser Bestimmung).

3. Gemal Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung
und seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Austibung dieses Rechts ist gemal3 Art. 8 Abs. 2
EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.3. Gemal3 Artikel 8,
Absatz eins, EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und
seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Ausibung dieses Rechts ist gemal Artikel 8, Absatz
2, EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MalBnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Beim Ausspruch der Ausweisung ist folglich ein madglicher Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und
Familienleben (Art. 8 Abs. 1 EMRK) zu beachten. Das Recht auf Achtung des Privatlebens nach Art. 8 Abs. 1 EMRK
schitzt die unmittelbare, intime Sphare eines Menschen; das ist der Bereich, in dem Menschen ihre spezifischen
Interessen und Neigungen sowie ihre Beziehungen zu anderen Menschen entfalten. Auch die Stérung der Beziehungen
zu anderen Menschen durch aufenthaltsbeendende MaRnahmen ist ein Eingriff (vgl. z.B. VfSlg. 10.737, 11.455).Beim
Ausspruch der Ausweisung ist folglich ein moglicher Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben
(Artikel 8, Absatz eins, EMRK) zu beachten. Das Recht auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8, Absatz eins, EMRK
schitzt die unmittelbare, intime Sphare eines Menschen; das ist der Bereich, in dem Menschen ihre spezifischen
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Interessen und Neigungen sowie ihre Beziehungen zu anderen Menschen entfalten. Auch die Stérung der Beziehungen
zu anderen Menschen durch aufenthaltsbeendende MalRnahmen ist ein Eingriff vergleiche z.B. VfSlg. 10.737, 11.455).

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen)
Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine
gewisse Intensitat aufweisen, etwa ein gemeinsamer Haushalt vorliegt (vgl. dazu EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494
(518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EUGRZ 1981/118; Frowein - Peukert, Europdische Menschenrechtskonvention, EMRK-
Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schitzt die
Verfassung? 0JZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayer, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der
bisherigen Spruchpraxis der Stral3burger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schitzende
Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und GrofR3eltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 458; s. auch EKMR
07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EUGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982,
311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR
28.02.1979, 7912/77, EUGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EUGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse
Beziehungsintensitat vorliegt (vgl. Baumgartner, 0Jz 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer
gewissen Beziehungsintensitat wurde von der Kommission auch fur die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen
Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EUGRZ 1983, 215).Der Begriff des "Familienlebens" in Artikel 8, EMRK
umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere
verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensitat aufweisen, etwa ein gemeinsamer
Haushalt vorliegt vergleiche dazu EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ
1981/118; Frowein - Peukert, Europaische Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu
Artikel 8,; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schiitzt die Verfassung? OJZ 1998, 761; vergleiche auch
Rosenmayer, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der bisherigen Spruchpraxis der
StraBburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Artikel 8, EMRK zu schitzende Beziehungen bereits
solche zwischen Enkel und GrolReltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B
9071/80, X-Schweiz, EUGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuUGRZ 1982, 311) und
zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979,
7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuUGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse
Beziehungsintensitat vorliegt vergleiche Baumgartner, OJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer
gewissen Beziehungsintensitat wurde von der Kommission auch fur die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen
Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EUGRZ 1983, 215).

Im Bereich aufenthaltsbeendender Malinahmen ist vor allem die Ausweisung einzelner Familienmitglieder relevant
(EGMR 26.03.1992, Beldjoudi). Ist von einer aufenthaltsbeendenden Malinahme die gesamte Familie betroffen, greift
sie aber lediglich in das Privatleben der Familienmitglieder, nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich
einige Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR, 20.03.1991, Cruz Varas).

Nach der standigen Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den
Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Art. 8
Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, ZI.2000/18/0251, u.v.a.).Nach der standigen
Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden
regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8, Absatz 2, EMRK) ein
hoher Stellenwert zu (VWGH 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251, u.v.a.).

Dem Verwaltungsgerichtshof zufolge wirde ein beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskraftigem
Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein langer dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefdahrdung der
offentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen, was eine Ausweisung als dringend
geboten erscheinen lasse (VwWGH 31.10.2002, ZI.2002/18/0190). Ferner sei nach dieser Rechtssprechung fur die
Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz, ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kdnne.
Sei das nicht der Fall, kdnne sich der Fremde bei der Abstandnahme von der Ausweisung unter Umgehung der
aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsachlichen (illegalen) Aufenthalt im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen,
was dem o6ffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen wiirde.

SchlieBlich ist auch auf die standige Rechtssprechung des Europaischen Menschenrechtsgerichtshofes zu verweisen,
wonach es den Vertragsstaaten zukomme, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insbesondere in Austbung
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ihres Rechts, nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die
Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich missen insoweit, als sie in
ein durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschutztes Recht eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, d.h.
durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und vor allem dem verfolgten legitimen Ziel gegenuber
verhaltnismaRig sein (zu all dem s. z.B. auch UBAS 16.05.2006, ZI. 268.812/0-XVII/55/06; 19.05.2006, ZI. 268.163/13-
XI11/66/06).Schlielilich ist auch auf die standige Rechtssprechung des Europdischen Menschenrechtsgerichtshofes zu
verweisen, wonach es den Vertragsstaaten zukomme, die Offentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insbesondere in
Ausubung ihres Rechts, nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, Absatz eins, EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer
demokratischen Gesellschaft notwendig sein, d.h. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und vor allem
dem verfolgten legitimen Ziel gegentber verhaltnismaRig sein (zu all dem s. z.B. auch UBAS 16.05.2006, ZI. 268.812/0-
XVII/55/06; 19.05.2006, ZI. 268.163/13-X111/66/06).

4. Im gegenstandlichen Fall sind auf die den Vater, die Mutter und die Geschwister des BF betreffenden Erkenntnisse
des AsylGH vom heutigen Tage zu verweisen, wonach sich eine Ausweisung der Familie des BF als unzulassig darstellt.
Vor diesem Hintergrund kann - ganz abgesehen davon, dass eine alleinige Ruckverbringung des minderjahrigen BF
schon per se eine Verletzung von Art 8 EMRK darstellen wirde - auch fur den BF nichts anderes gelten.4. Im
gegenstandlichen Fall sind auf die den Vater, die Mutter und die Geschwister des BF betreffenden Erkenntnisse des
AsylGH vom heutigen Tage zu verweisen, wonach sich eine Ausweisung der Familie des BF als unzulassig darstellt. Vor
diesem Hintergrund kann - ganz abgesehen davon, dass eine alleinige Rickverbringung des minderjéhrigen BF schon
per se eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirde - auch fur den BF nichts anderes gelten.

5. Nach 8 10 Abs. 5 AsylG ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begrindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen; die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist
nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstéanden beruht,
die ihrem Wesen nach nicht bloB vortubergehend sind. Im gegenstandlichen Fall war somit auszusprechen, dass die
Ausweisung des BF aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in den Libanon auf Dauer unzulassig ist, da es anderenfalls
zu einer Verletzung seines Rechts auf Privat- und Familienleben iSd Art 8 EMRK gekommen ware. Im Ubrigen sind die
privaten und familidren Bindungen des BF bzw. seiner Familie nicht nur voriibergehender Natur.5. Nach Paragraph 10,
Absatz 5, AsylG ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob
diese gemaR Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen; die Unzulassigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vorlibergehend sind. Im gegenstandlichen Fall war somit
auszusprechen, dass die Ausweisung des BF aus dem osterreichischen Bundesgebiet in den Libanon auf Dauer
unzuldssig ist, da es anderenfalls zu einer Verletzung seines Rechts auf Privat- und Familienleben iSd Artikel 8, EMRK
gekommen wiére. Im Ubrigen sind die privaten und familidren Bindungen des BF bzw. seiner Familie nicht nur
vorubergehender Natur.

Es war somit insgesamt spruchgemaf? zu entscheiden.
Schlagworte

Ausweisung dauernd unzulassig, EMRK, Familieneinheit
Zuletzt aktualisiert am

06.12.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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